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Ergänzungsblatt zum Maßnahmenbericht Dreisam: 

Änderungen der Maßnahmenbeschreibungen in Folge der Novellie-
rung des Wassergesetzes für Baden-Württemberg im Dezember 2013 

In Folge der Novellierung des Wassergesetzes für Baden-Württemberg das für § 65 am 
22.12.2013 und im Übrigen am 1.1.2014 in Kraft getreten ist, waren Änderungen der Maßnahmen-
beschreibungen notwendig. Damit die im bereits fertiggestellten und veröffentlichten Maßnahmen-
bericht Dreisam zusammengestellten Maßnahmen konform zur neuen Rechtslage umgesetzt wer-
den können, sind die Änderungen jeweils mit Bezug auf die neue Rechtsgrundlage im Folgenden 
dargestellt: 

Kapitel 3.1.2 Rechtliche Auswirkungen der Hochwassergefahrenkarten (Seite 12) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die bei der Erarbeitung der Hochwassergefah-
renkarten ermittelten Bereiche, die statistisch 
einmal in 100 Jahren durch Ober-
flächengewässer überflutet werden (HQ100), 
werden mit der Veröffentlichung der Karten als 
Überschwemmungsgebiete wasserrechtlich 
geschützt. Für die Gebiete gelten damit auto-
matisch Nutzungsrestriktionen wie das grund-
sätzliche Verbot von Baumaßnahmen im Au-
ßenbereich. 

Änderungen 

Die bei der Erarbeitung der Hochwassergefah-
renkarten ermittelten Bereiche, die statistisch 
einmal in 100 Jahren durch Oberflächengewäs-
ser überflutet werden (HQ100), werden in Ba-
den-Württemberg gesetzlich als Überschwem-
mungsgebiet festgesetzt und in Karten mit de-
klaratorischer Bedeutung eingetragen (§ 65 
Abs. 1 WG). Die Karten werden im Internet 
veröffentlicht und sind bei den Wasserbehörden 
und Gemeinden einsehbar (§ 65 Abs. 2 WG). 
Die dargestellten Bereiche sind damit wasser-
rechtlich geschützt und es gelten damit automa-
tisch Nutzungseinschränkungen wie das grund-
sätzliche Verbot von Baumaßnahmen (siehe § 
78 WHG). 

Kapitel 3.3.1.3 Flächen mit zurzeit nicht bewertbaren Risiken (Seite 24) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

(… ) Die Flächen sind in der Regel auf Grund 
von Erfahrungswerten vergangener Hochwas-
serereignisse abgegrenzt und können keiner 
Hochwasserwahrscheinlichkeit zugeordnet wer-
den. Sie sind deshalb nicht in den Gefahrenkar-
ten ausgewiesen. Letztere müssen auf Grund 
der damit verbundenen Rechtswirkungen, wie 
dem Verbot des Umbruchs von Grünland im 
Bereich des HQ10 oder den Vorgaben im Be-
reich des HQ100 für die Ausweisung von Sied-
lungsflächen, entsprechende Genauigkeiten und 
methodische Sicherheiten aufweisen. (…) 

Änderungen 

(… ) Die Flächen sind in der Regel auf Grund 
von Erfahrungswerten vergangener Hochwas-
serereignisse abgegrenzt und können keiner 
Hochwasserwahrscheinlichkeit zugeordnet 
werden. Sie sind deshalb nicht in den Gefah-
renkarten ausgewiesen. Letztere müssen auf 
Grund der damit verbundenen Rechtswirkun-
gen, wie den Vorgaben im Bereich des HQ100 
für die Ausweisung von Siedlungsflächen, ent-
sprechende Genauigkeiten und methodische 
Sicherheiten aufweisen. (…) 
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Kapitel 5.1 Maßnahmen zur Erreichung der Ziele des Hochwasserrisikomanagements (Lan-
desweiter Maßnahmenkatalog) (Seite 40) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

 

Hinweis auf Änderungen im Maßnahmenkata-
log: 

Im Dezember 2013 wurde die Maßnahme R4 
„Einzelfallregelungen im überschwemmungsge-
fährdeten Innenbereich“ durch die Novellierung 
des Wassergesetzes Baden-Württemberg ob-
solet.  

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R1 (Seite 69) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Überschwemmungsgebiete (§ 77 Abs. 1 WG) 
und hochwassergefährdete Gebiete (§ 80 Abs.1 
WG) werden bei den unteren Wasserbehörden 
und den betroffenen Gemeinden in ausliegen-
den Karten dargestellt (§ 77 Abs. 3 S. 1 und § 
80 Abs.1 S. 2 WG). Auf die Auslegung wird 
durch eine öffentliche Bekanntmachung der 
unteren Wasserbehörde hingewiesen. Darüber 
hinaus ist der Gemeinderat gemäß § 20 Ge-
meindeordnung (GemO) verpflichtet, die Ein-
wohner über die allgemein bedeutsamen Ange-
legenheiten der Gemeinde zu unterrichten. 

 

Änderungen 

Überschwemmungsgebiete werden nach § 65 
Abs. 1 Satz 2 WG in Karten mit deklaratorischer 
Bedeutung eingetragen. Diese Karten können 
bei den Wasserbehörden sowie den Städten 
und Gemeinden eingesehen werden (§ 65 Abs. 
2 WG). Die unteren Wasserbehörden weisen 
durch öffentliche Bekanntmachung auf die Mög-
lichkeit der Einsichtnahme hin und machen die 
Karten im Internet zugänglich.  

Der Gemeinderat ist gemäß § 20 Gemeinde-
ordnung (GemO) verpflichtet, die Einwohner 
über die allgemein bedeutsamen Angelegenhei-
ten der Gemeinde zu unterrichten. Dazu zählen 
unter anderem bekannte Gefahren- und Risiken 
durch Hochwasser sowie wesentliche Strate-
gien der Gefahrenabwehr einschließlich des 
Verhaltens im Hochwasserfall und der Möglich-
keiten der Eigenvorsorge. 

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R2 (Seite 72) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Bei der Erstellung der Pläne sind die beschrie-
benen Planungsschritte und Abstimmungen zu 
beachten. 

 

Änderungen 

Bei der Erstellung der Pläne sind die beschrie-
benen Planungsschritte und Abstimmungen zu 
beachten. Die Wasserbehörden sind entspre-
chend § 79 Abs. 4 WG verpflichtet, auch in 
Gefahrenlagen unterhalb der Katastrophen-
schwelle, beratend tätig zu werden. Dazu ge-
hört insbesondere die Mitwirkung bei der Erstel-
lung von Alarm- und Einsatzplänen für den 
Hochwasserfall. 
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Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R4 (Seite 74) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die Ortspolizeibehörden haben nach § 80 WG 
durch Erlass einer Rechtsverordnung oder mit 
einer Einzelfallregelung die Möglichkeit, zum 
Schutz der Umwelt und zur Abwehr von Gefah-
ren und Schäden in überschwemmungsgefähr-
deten Gebieten im Innenbereich (HQ100 inkl. 
geschützter Bereiche) Regelungen zu treffen.  

Mit der Maßnahme erhalten die Kommunen als 
Ortspolizeibehörden die Möglichkeit, ergänzend 
zu den im Wassergesetz festgelegten Nutzungs-
restriktionen in Überschwemmungsgebieten 
konkrete Einzelfallregelungen im Sinne des 
Hochwasserrisikomanagements zu treffen. Die 
Kommunen können dabei insbesondere in 
Kombination mit der Maßnahme R5 Kontrolle 
des Abflussquerschnittes aktiv werden. So kann 
beispielsweise die Lagerung von Holz oder Gar-
tenabfällen an Gewässern unterbunden werden, 
um zusätzliche Risiken durch Treibgut wie das 
Verstopfen von Brückendurchflüssen zu vermei-
den. 
 

(…) 

Die Ortspolizeibehörden (Gemeinden) haben 
Verordnungsermessen. Es liegt also im pflicht-
gemäßen Ermessen, ob zum Schutz der Umwelt 
und zur Abwehr von Gefahren und Schäden 
durch Hochwasser im Innenbereich Rechtsver-
ordnungen oder Einzelfallregelungen erlassen 
werden (§ 80 Abs. 2 WG). 

Änderungen 

Die Ortspolizeibehörden hatten bis zur Novellie-
rung des Wassergesetzes Baden-Württemberg 
im Jahr 2013 nach § 80 WG durch Erlass einer 
Rechtsverordnung oder mit einer Einzelfallrege-
lung die Möglichkeit, zum Schutz der Umwelt 
und zur Abwehr von Gefahren und Schäden in 
überschwemmungsgefährdeten Gebieten im 
Innenbereich (HQ100 inkl. geschützter Berei-
che) Regelungen zu treffen. 

Durch die Festsetzung von Überschwem-
mungsgebieten erstrecken sich die Nutzungs-
restriktionen des Wasserhaushaltsgesetzes (§ 
78 WHG) nun auch kraft Gesetzes auf den 
Innenbereich. 

Die Kommunen können weiterhin mit der Maß-
nahme R5 „Kontrolle des Abflussquerschnittes“ 
aktiv zur Verminderung von Gefahren durch 
Hochwasser beitragen, indem sie beispielswei-
se darauf hinwirken, dass die Lagerung von 
Holz oder Gartenabfällen an Gewässern unter-
bleibt (vergleiche § 78 Abs. 1 Nr. 5 WHG). Da-
mit wird das Risiko der Verklausung von Brü-
cken durch Treibgut minimiert.  (…) 

Die Maßnahme R4 wurde durch die Änderun-
gen des Wassergesetzes Baden-Württemberg 
im Jahr 2013 als eigenständige Maßnahme des 
Hochwasserrisikomanagements obsolet.  

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R5 (Seite 75) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die Maßnahme dient der Erfüllung der Unterhal-
tungslast (§ 47 WG). Träger der Unterhaltungs-
last sind gemäß § 49 WG bei Gewässern II. 
Ordnung die Gemeinden und bei Gewässern I. 
Ordnung das Land, vertreten durch die Regie-
rungspräsidien (Landesbetrieb Gewässer). 

Änderungen 

Die Maßnahme dient der Erfüllung der Unter-
haltungslast. Träger der Unterhaltungslast sind 
gemäß § 32 WG bei Gewässern II. Ordnung die 
Gemeinden und bei Gewässern I. Ordnung das 
Land, vertreten durch die Regierungspräsidien 
(Landesbetrieb Gewässer). Die Kontrolle ist 
mindestens alle fünf Jahre für die Gewässer 
einschließlich ihrer Ufer und des für den Hoch-
wasserschutz erforderlichen Gewässerumfel-
des durchzuführen (§ 32 Abs. 6 WG). 
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Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R6 (Seite 76) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die Unterhaltung von bestehenden Hochwasser-
rückhaltebecken (§ 44 WG) ist eine Aufgabe des 
jeweiligen Trägers der Gewässerunterhaltungs-
last. Das sind  in der Regel bei Gewässern II. 
Ordnung die Gemeinden und bei Gewässern I. 
Ordnung das Land, vertreten durch die Regie-
rungspräsidien (Landesbetrieb Gewässer). Bei 
Schutzdämmen ergibt sich die Unterhaltungs-
pflicht aus § 70 WG. 

Änderungen 

Die Unterhaltung von bestehenden Hochwas-
serrückhaltebecken ist eine Aufgabe des jewei-
ligen Trägers der Gewässerunterhaltungslast 
(§§ 32 und 63 WG). Das sind in der Regel bei 
Gewässern II. Ordnung die Gemeinden und bei 
Gewässern I. Ordnung das Land, vertreten 
durch die Regierungspräsidien (Landesbetrieb 
Gewässer). Bei Dämmen ergibt sich die Unter-
haltungspflicht aus §§ 60 und 61 WG. 

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R10 (Seite 79) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Nachrichtlich zu übernehmen bzw. zu kenn-
zeichnen und bei den sonstigen Darstellungen 
zu beachten sind außerdem die Überschwem-
mungsgebiete (§ 77 WG) und hochwasserge-
fährdeten Bereiche im Innenbereich nach § 80 
Wassergesetz Baden-Württemberg (WG).  

Änderungen 

Text gestrichen 

Hinweis: Regelung im WG Baden-Württemberg 

wurde zwischenzeitlich im BauGB verankert. 

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R10 (Seite 80) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die Gemeinden sind verpflichtet im Rahmen der 
Flächennutzungsplanung die Ziele und Grund-
sätze der Raumordnung zu beachten bzw. zu 
berücksichtigen (§ 4 ROG). Festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete sollen nachrichtlich in 
den Flächennutzungsplan übernommen werden 
(§ 5 Abs. 4a BauGB). 

Änderungen 

Die Gemeinden sind verpflichtet im Rahmen 
der Flächennutzungsplanung die Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung zu beachten 
bzw. zu berücksichtigen (§ 4 ROG). Festge-
setzte Überschwemmungsgebiete (in Baden-
Württemberg als alle Flächen im Bereich eines 
HQ100 entsprechend § 65 Abs. 1 Nr. 2 WG) 
sollen nachrichtlich in den Flächennutzungsplan 
übernommen werden (§ 5 Abs. 4a BauGB). 
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Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R10 (Seite 80) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsge-
biete (§ 76 Abs. 3 WHG) sowie Risikogebiete 
gemäß § 73 Abs. 1 S. 1 WHG sollen im Flä-
chennutzungsplan vermerkt werden. Abgesehen 
davon ist die Bauleitplanung im Geltungsbereich 
eines Überschwemmungsgebietes oder eines 
Überschwemmungskernbereiches nur sehr ein-
geschränkt möglich (vgl. § 78 a Abs. 1 WG). 
Eine Ausnahme dazu gilt für Flächen, die bei In-
krafttreten des Gesetzes zur Änderung wasser-
rechtlicher Vorschriften vom 22.12.2003 in ei-
nem genehmigten Flächennutzungsplan als 
Bauflächen dargestellt waren. Dieses Gesetz ist 
am 13.01.2004 in Kraft getreten. 

Änderungen 

Die Ausweisung neuer Baugebiete in einem 
festgesetzten Überschwemmungsgebiet ist 
grundsätzlich untersagt (vergleiche § 78 Abs. 1 
Nr. 1 WHG).  

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R11 (Seite 82) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die Gemeinden sind verpflichtet die Ziele der 
Raumordnung zu beachten und die Grundsätze 
zu berücksichtigen. Festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete sollen nachrichtlich in den Be-
bauungsplan übernommen werden (§ 9 Abs. 6a 
BauGB). Noch nicht festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete sowie Risikogebiete im Sinne des 
§ 73 Abs. 1 Satz 1 WHG sollen im Bebauungs-
plan vermerkt werden. Daneben können im 
Bebauungsplan Flächen für die Wasserwirt-
schaft, für Hochwasserschutzanlagen und für 
die Regelung des Wasserabflusses festgesetzt 
werden, § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB. 

 

Änderungen 

Die Gemeinden sind verpflichtet die Ziele der 
Raumordnung zu beachten und die Grundsätze 
zu berücksichtigen. Festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete (in Baden-Württemberg als alle 
Flächen im Bereich eines HQ100 entsprechend 
§ 65 Abs. 1 Nr. 2 WG) sollen nachrichtlich in 
den Bebauungsplan übernommen werden (§ 9 
Abs. 6a BauGB). Die Ausweisung neuer Bau-
gebiete ist in einem festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet grundsätzlich untersagt 
(vergleiche § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG). Daneben 
können im Bebauungsplan Flächen für die 
Wasserwirtschaft, für Hochwasserschutzanla-
gen und für die Regelung des Wasserabflusses 
festgesetzt werden, § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB. 

Kapitel 5.4 Maßnahmen der Kommunen - Maßnahme R12 (Seite 83) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Während Niederschlagswasser besonders bei 
Neubauvorhaben dezentral beseitigt werden soll 
(§ 55 Abs. 2 WHG, § 45 b Abs. 3 WG), ist die 
Aufstellung von Entsiegelungsprogrammen und 
die Umsetzung von Flächenabkoppelungsmaß-
nahmen im Bestand eine optionale Aufgabe des 
zur Abwasserbeseitigung Verpflichteten. 

Änderungen 

Während Niederschlagswasser besonders bei 
Neubauvorhaben dezentral beseitigt werden 
soll (§ 55 Abs. 2 WHG in Verbindung mit § 33 
Absatz 1 Satz 2 Landesbauordnung BW bzw. § 
46 WG), ist die Aufstellung von Entsiegelungs-
programmen und die Umsetzung von Flächen-
abkoppelungsmaßnahmen im Bestand eine 
optionale Aufgabe des zur Abwasserbeseiti-
gung Verpflichteten. 
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Kapitel 5.5 Maßnahmen der höheren Wasserbehörden und des Landesbetriebs Gewässer - 
Maßnahme R21 (Seite 83) 

Geänderte neue Version: Hinweis: Durch Anpassung an die Vorgaben des § 65 WG fällt die Auf-

gabe in die Zuständigkeit der Regierungspräsidien 

Maßnahme R21:  Rechtliche Sicherung von Flächen als Überschwemmungsgebiet 

Die Regierungspräsidien verantworten die Erstellung der Hochwassergefahrenkarten und sind für 
deren Fortschreibung im Rahmen der Anforderungen der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie 
zuständig (Maßnahme R13). Die Darstellung der Überflutungsbereiche für 100-jährliches Hoch-
wasser (HQ100) in den Karten hat zwar nur deklaratorische Wirkung, liefert aber ein starkes Indiz 
für das Vorliegen eines festgesetzten Überschwemmungsgebiets nach § 65 WG mit den Rechts-
folgen des § 78 WHG (u.a. Verbot der Ausweisung von Baugebieten und der Errichtung von bauli-
chen Anlagen).  

Darüber hinaus können die unteren Wasserbehörden durch Rechtsverordnung Überschwem-
mungsgebiete festsetzen, die den Geltungsbereich von nach § 65 WG Abs. 1 ausgewiesenen 
Überschwemmungsgebieten ausdehnen (§ 65 Abs. 4 WG). Die zusätzliche Ausdehnung hängt von 
konkreten Einzelfällen vor Ort ab und lässt sich im Rahmen der Hochwasserrisikomanagementpla-
nung nicht regeln. 

Zielsetzung der festgesetzten Überschwemmungsgebiete ist die Freihaltung von Flächen, die bei 
einem 100-jährlichen Hochwasserereignis überschwemmt oder durchflossen werden. In den Über-
schwemmungsgebieten sind beispielsweise die Bebauung und abflussverschärfende Veränderun-
gen und der Umbruch von Grünland verboten (siehe § 78 WHG). Auch der Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen ist eingeschränkt (siehe Maßnahme R22).  

Die Maßnahmen kommen allen Schutzgütern zu Gute und tragen dazu bei, das Oberziel „Vermei-
dung neuer Risiken“ sowie die daraus abgeleiteten Ziele (siehe Fehler! Verweisquelle konnte 
nicht gefunden werden.) zu erreichen. 

Tabelle 1 Ziele zu deren Erreichung die Maßnahme R21 beiträgt 

Oberziel Vermeidung neuer Risiken 

Ziel-Nr. Ziele für die Vermeidung neuer Risiken 

1.M.1, 1.U.1, 
1.K.1, 1.W.1 

Erhalt des natürlichen Wasserrückhalts in der Fläche und an den Gewässern 

1.M.3, 1.U.3, 
1.K.3, 1.W.3 

Vermeidung neuer Siedlungstätigkeit in Gebieten mit mittlerer Hochwasserwahrscheinlichkeit 
(HQ100) außerhalb bebauter Ortslagen 

1.U.7 
Vermeidung eines zusätzlichen nicht hochwasserangepassten Umgangs mit wasser-
gefährdenden Stoffen in Gebieten mit geringer  Hochwasserwahrscheinlichkeit (HQextrem) 

1.U.8 Vermeidung neuer Erosionsrisiken in Gebieten mit großer Hochwasserwahrscheinlichkeit (HQ10) 

Oberziel Verringerung bestehender Risiken 

Ziel-Nr. Ziel für die Verringerung bestehender Risiken 

2.U.13 
Verringerung des nicht hochwasserangepassten Umgangs mit wassergefährdenden Stoffen in 
Gebieten mit geringer Hochwasserwahrscheinlichkeit (HQextrem) 
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In Überschwemmungsgebieten nach § 65 WG (Gebiete, die bei einem hundertjährlichen Hoch-
wasserereignis überschwemmt werden, HQ100) treten die Rechtsfolgen nach § 78 WHG (Be-
schränkungen der Nutzung und Genehmigungspflichten) ein. Die Informationen in den Karten 
haben nur deklaratorische Bedeutung.  

Die Maßnahme ist in den Risikogebieten eine Aufgabe der Regierungspräsidien als Flussgebiets-
behörden und ist mit Priorität 1 eingestuft. 

Kapitel 5.5 Maßnahmen der höheren Wasserbehörden und des Landesbetriebs Gewässer  - 
Maßnahme 13 (Seite 84) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die Fortschreibung der Hochwassergefah-
renkarten ist in § 74 Abs. 6 WHG geregelt. 
Sie wird zukünftig durch die höheren Was-
serbehörden durchgeführt. Die Maßnahme ist 
wegen ihrer großen Bedeutung für das Hoch-
wasserrisikomanagement mit der Priorität 1 
eingestuft. 

Die Überprüfung und Fortschreibung der 
Hochwassergefahrenkarten wird bis 2019 
erfolgen. 

Änderungen 

Die Fortschreibung der Hochwassergefahrenkar-
ten ist in § 74 Abs. 6 WHG geregelt. Sie wird zu-
künftig durch die Regierungspräsidien in ihrer 
Funktion als Flussgebietsbehörden durchgeführt 
(§ 83 WG). Die Maßnahme ist wegen ihrer großen 
Bedeutung für das Hochwasserrisikomanagement 
mit der Priorität 1 eingestuft. 

Die Überprüfung und Fortschreibung der Hoch-
wassergefahrenkarten wird bis 2019 und danach 
alle sechs Jahre erfolgen. 

Kapitel 5.11 Maßnahmen der Unteren Wasserbehörde - Maßnahme 21 (Seite 95) 

Vorliegender Maßnahmenbericht 

Die unteren Wasserbehörden sind für die 
rechtliche Sicherung von Flächen als Über-
schwemmungsgebiet (Maßnahme R21) und 
die Überwachung im Sinne der 
VAwS/VAUwS (Maßnahme R22) verantwort-
lich. 

Änderungen 

Die unteren Wasserbehörden sind für die Über-
wachung im Sinne der VAwS/VAUwS (Maßnahme 
R22) verantwortlich. 

Hinweis: R21 fällt mit der aktualisierten Beschrei-

bung in die Zuständigkeit der Regierungspräsidien 

in ihrer Funktion als Flussgebietsbehörden 



Hochwasserrisikomanagementplanung in Baden-Württemberg 

Änderungen der Maßnahmenbeschreibung – Ergänzung Maßnahme R31 

 8 

Neues Kapitel Maßnahme der oberen und unteren Flurneuordnungsbehörden –   
Maßnahme R31 (Seite 100) 

Maßnahme der oberen und unteren Flurneuordnungsbehörden 

Die oberen und unteren Flurneuordnungsbehörden unterstützen die Maßnahmen R8/R9 Erstel-
lung/Umsetzung von Konzepten für den technischen Hochwasserschutz durch Flächenbereitstel-
lung (Bodenordnung) für planfestgestellte Hochwasserschutzmaßnahmen in Flurneuordnungen.. 
Initiiert werden diese Maßnahmen durch die jeweils für die für die Maßnahmen verantwortlichen 
Akteure, d.h. Kommunen, Hochwasserzweckverbände oder die Landesbetriebe Gewässer bei den 
Regierungspräsidien. Die Durchführung einer Flurneuordnung ist damit Teil der Maßnahmen 
R8/R9 und wird in den Maßnahmenberichten nicht explizit aufgeführt. 

Eigenständige Maßnahme der Flurneuordnungsbehörden ist die im Folgenden beschriebene Maß-
nahme R31. Die Aufstellung des Wege- und Gewässerplans erfolgt in den Stadtkreisen durch das 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Württemberg als oberer Flurneuord-
nungsbehörde und in den Landkreisen durch die Landratsämter als untere Flurneuordnungsbehör-
de.  

Maßnahme R31: Integration des vorbeugenden Hochwasserschutzes in die Wege- und 
Gewässerpläne 

Die Aufstellung der Wege- und Gewässerpläne mit landschaftspflegerischen Begleitplan im Rah-
men der Flurneuordnung bieten umfangreiche Möglichkeiten zur Verbesserung des Wasserrück-
halts in der Fläche. Insbesondere im landwirtschaftlich genutzten Außenbereich wirken sie durch 

• die Entsiegelung derzeit versiegelter Flächen, 

• die gezielte Versickerung von Regenwasser in der Fläche, 

• die Anpassung der Bewirtschaftungsrichtung an die topographischen Verhältnisse und  

• weitere Maßnahmen zur Abflussverzögerung in der Fläche. 

Mit der Umsetzung der Maßnahme R 31 können insbesondere die Maßnahmen R12 Regenwas-
sermanagement und R19 Information und Beratung der Landwirte ergänzt werden. 

Durch die Verbesserung des Wasserrückhalts wird die Hochwassergefahr und damit das Hoch-
wasserrisiko für alle Schutzgüter gesenkt. 

Die Maßnahmen tragen zu den Oberzielen „Vermeidung neuer Risiken“ und „Verminderung beste-
hender Risiken“ und den daraus abgeleiteten Zielen bei (siehe Fehler! Verweisquelle konnte 
nicht gefunden werden.). 

Tabelle 2 Ziel zu dessen Erreichung die Maßnahme R31 beiträgt 

Oberziel Vermeidung neuer Risiken 

Ziel-Nr. Ziele für die Vermeidung neuer Risiken 

1.M.1, 1.U.1, 
1.K.1, 1.W.1 

Erhalt des natürlichen Wasserrückhalts in der Fläche und an den Gewässern 

1.U.8 
Vermeidung neuer Erosionsrisiken in Gebieten mit großer Hochwasser-
wahrscheinlichkeit (HQ10) 
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Oberziel Verringerung bestehender Risiken 

Ziel-Nr. Ziel für die Verringerung bestehender Risiken 

2.M.9, 2.U.9, 
2.K.9, 2.W.9 

Verbesserung des natürlichen Wasserrückhalts in der Fläche und an den Ge-
wässern 

Die Maßnahme ist eine freiwillige Aufgabe der Flurneuordnungsbehörden, die sie im Rahmen ihrer 
bisherigen Aufgaben wahrnehmen.  

Die Wirkung für die Ziele des Hochwasserrisikomanagements ist in der Regel lokal beschränkt und 
damit vergleichsweise gering. Die Maßnahmen werden deshalb mit der Priorität 3 eingestuft. Auf 
eine detaillierte Untersuchung der Wirkungen der Maßnahmen wird verzichtet. Die Maßnahmen 
werden unabhängig von der Priorisierung aus Sicht des Hochwasserrisikomanagements im Rah-
men der Flurneuordnung priorisiert und entsprechend umgesetzt. Die Maßnahme wird im Projekt-
gebiet in Baden-Württemberg bereits fortlaufend umgesetzt, so dass landesweit kein zusätzlicher 
Handlungsbedarf besteht. 

 


